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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Besdiluß des Deutschen Bundestages vom 16. Januar 1952 

- Nrn. 2912, 2705 der Drucksachen - Inlandsporto im Brief- 
und Postkartenverkehr zwischen europäischen Staaten 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 185. 
Sitzung vom 16. Januar 1952 folgenden Be- 
schluß gefaßt: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

1. im Ministerrat des Europarats entsprechend 
der von der Beratenden Versammlung am 
5. Dezember 1951 einstimmig angenomme- 
nen Empfehlung die Bildung eines Postver- 
eins der Mitgliedstaaten zu beantragen und 
dabei auch für die Regelung des Fernmelde- 
wesens die Berück siditigung der Entfernun- 
gen, nicht aber der Grenzen anzustreben, 

2. zur Erreichung dieses Zieles im Ministeraus- 
sdiuß die Einberufung einer Konferenz der 
europäischen Post- und Fernmeldedienste 
vorzuschlagen, 

3. zur schnellen Erreichung des unter 1. ge- 
steckten Zieles oder von Teilzielen daraus je- 
der Regierung der Mitgliedstaaten des Eu- 
roparats den Abschluß zweiseitiger Verträge 
vorzuschlagen. 

Unter Bezugnahme auf § 115 der Geschäfts- 
ordnung des Bundestages darf ich zu diesem 
Beschluß folgenden Zwischenbescheid übermit- 
teln: 

1. Die Bundesregierung hat mit Sdireiben vom 

2. August 1952 an den Generalsekretär des 
Europarats die Errichtung einer europäi- 
schen Post- und Fernmeldeunion grundsätz- 
lich begrüßt. Sie hat damit von sich aus die- 
sen Gedanken im ' Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten unterstützt und tritt auch in 
den Erörterungen des Ministerkomitees 
bzw. der Ministerbeauftragten weiter für 
ihn ein. 

2. Eine Reihe von Mitgliedstaaten des Europa- 
rats erhebt gleichwohl Bedenken teils tech- 
nischer, teils politischer Art, Innerhalb der 
Mitgliedregierungen besteht daher gegen- 
wärtig noch keine Übereinstimmung. 

Auch verspricht ei^ allgemeine europäische 
Post- und Fernmelaekonferenz, wie sie der 
Bundestagsbeschluß vom 16. Januar 1952 
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fordert, Aussicht auf Erfolg erst bei Vor- 
licgen einer von den beteiligten Postver- 
w^'altungen gemeinsam angenommenen tech- 
nischen Arbeitsgrundlage. Der Insoweit vor- 
gesehene, für die einzelnen Postverwaltun- 
gen bestimmte Fragebogen befindet sich in- 
nerhalb des Generalsekretariats des Europa- 
rats noch in Ausarbeitung. Erst nach seiner 
Fertigstellung wird sich übersehen lassen, in 
welchem Umfange die für das Gelingen des 
Postunionsgedankens wesentliche Gebühren- 
vereinheitlichung grundsätzlich durchführ- 
bar ist. 

3. Zur zwischenzeitlichen Unterrichtung berei- 
tet der Generalsekretär des Europarats ge- 
genwärtig ein Memorandum mit dem Er- 
gebnis der grundsätzlichen Stellungnahme 
der Mitgliedregierurigen zur Frage des Ab- 
schlusses einer europäischen Post- und Fern- 
meldeunion vor und wird es den einzelnen 
Mitgliedregierungen in Kürze zuleiten. 

4. Bevor nicht eine erste Übersicht über die für 
eine europäische Post- und Fernmeldeunion 
bestehenden Möglichkeiten gegeben ist, er- 
scheint es unzweckmäßig, parallel zu den 
Vereinheitlichungsbestrebungen des Eu- 
roparats Verhandlungen über den Abschluß 
zweiseitiger Verträge auf diesem Gebiet 

‘ einzuleiten. 

Jedoch wird diese Möglichkeit keineswegs 
außer Acht gelassen. Ebenso wird der Frage 
Aufmerksamkeit geschenkt, ob der fort- 
schreitende Zusammenschluß der Sechs 
Mächte der Kohle- und Stahlgemeinschaft 
vielleicht Wege öffnen wird, die auch die 
Vereinheitlichung des europäischen Post- und 
Fernmeldewesens gemäß der Forderung des 
Deutschen Bundestages beschleunigen könn- 
ten. 

Ich darf mir Vorbehalten, über den weiteren 
Fortgang in dieser Angelegenheit Nachricht 
zu geben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 



